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• Mit Beschluss vom 11. Juni 2010 zur «Umsetzung der 
Strategie des Bundesrates für eine Informationsgesell-
schaft: Sicherstellung der Rechtsgrundlagen» hat der 
Bundesrat das EJPD beauftragt, zusammen mit den 
Departementen, der BK und dem EDÖB den konkreten 
Regelungsbedarf auf Stufe Verordnung, Gesetz oder 
Verfassung abzuklären.

• Das Bundesamt für Justiz BJ wurde mit der Durchfüh-
rung dieser Arbeiten betraut, welche einen engen Bezug 
haben zum Vorhaben «B1.02 – Rechtsgrundlagen». 

Ausgangslage
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• Damit die Koordination möglichst einfach sichergestellt 
werden kann, hat sich das BJ bereit erklärt, hier vom 
ISB die Rolle der federführenden Organisation zu 
übernehmen und als Informationsdrehscheibe die 
beteiligten Akteure zu unterstützen.

• Am 4. November 2010 hat der Steuerungsausschuss 
E-Government Schweiz diesem ffO-Wechsel zuge-
stimmt und ist damit der Empfehlung des Experten-
rates vom 8. Oktober 2010 gefolgt.

Ausgangslage
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B1.02 – Rechtsgrundlagen
• Die vom Steuerungsausschuss E-Government Schweiz 

eingesetzten federführenden Organisationen haben laut 
Rahmenvereinbarung für das Rechtsetzungskonzept 
ihrer Vorhaben zu sorgen.

• In den Katalog der priorisierten Vorhaben der Strategie 
wurde auch das Vorhaben «B1.02 – Rechtsgrundlagen»
aufgenommen, im Rahmen dessen die übergreifenden, 
koordinierenden Aufgaben für die Rechtsetzung im
E-Government zusammengefasst werden.

• Das BJ wird die vom ISB eingeleiteten Grundlagen-
arbeiten im Rahmen von B1.02 weiterführen.
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B1.02 – Rechtsgrundlagen
• Mittel aus dem Massnahmenpaket 1: priorisierte

Vorhaben im Rahmen des Paketes E-Government der 
dritten Stufe konjunktureller Stabilisierungsmass-
nahmen wurden gesprochen für:

- Ein Katalog von Lücken und/oder Schranken in der aktuellen 
Gesetzgebung, welche eGov-Projekte erschweren und/oder 
verunmöglichen.

- Eine Musterverordnung für die Kantone bezüglich elektronischer 
öffentlicher Beurkundung.

- Ein Konzept für das weitere Vorgehen im Vorhaben B1.02.
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B1.02 – Rechtsgrundlagen
• Die anlässlich des ffO-Workshops vom Juni 2009 

erarbeiteten Punkte in Sachen Rechtsgrundlagen sollen 
weiter priorisiert, bewertet und da wo möglich und 
sinnvoll konkretisiert werden.

• Bei den Arbeiten werden Kantone sowie Städte und 
Gemeinden mit einbezogen, die Vorarbeiten in diesem 
Gebiet bereits geleistet haben.

• Zudem ist ein laufender Abgleich mit den Arbeiten 
bezüglich Sicherstellung der für eine erfolgreiche Um-
setzung der eGovernment-Strategie des Bundesrates 
erforderlichen Rechtsgrundlagen unabdingbar. 
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B1.02 – Rechtsgrundlagen
• Neue Umfrage vom 31. März 2011 bis 20. April 2011 bei 

- Federführenden Organisationen ffO
- Kantonen sowie Städte und Gemeinden 
- Datenschutzbeauftragen von Bund und Kantonen

• Auswertung der Umfrage
• Workshops werden wiederholt am:

- 6. Juni 2011 mit Federführenden Organisationen ffO
- 7. Juni 2011 mit Kantonen sowie Städte und Gemeinden 
- 9. Juni 2011 mit Datenschutzbeauftragen von Bund und Kantonen
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Grobprojektplan B1.02 – Umsetzung 2011

31-03-2011

Durchführung
Umfrage

• ffO

• Kantonale 
Kompetenzzentren 
E-Gov

• Kantonale 
Datenschutz-
beauftragte

Auswertung 
Umfrage

Vorbereitung
Workshops

• Erstellung 
Umfrage-
auswertung

• Erstellung 
Workshopplan

• Versand 
Einladungen

Phase 1

20-05-2011

3 Workshoptage

3 Work-
shops

• ffO

• Kantone

• DSB 

Phase 2

20-06-2011

Phase 3

Auswertung & Umsetzung

• Konsolidierung WS-Ergebnisse

• Ausarbeitung 
Umsetzungsmassnahmen

• Kurzvernehmlassung bei Workshop-
Teilnehmern

• Antrag an BJ zum weiteren Vorgehen

31-08-2011
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